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Trift

Vom 26. Juli 1962

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:
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Erster Teil

Gewässer und ihre Einteilung

Art. 1
Sachlicher Geltungsbereich 

(zu § 1 des Wasserhaushaltsgesetzes)
Dieses Gesetz gilt für die in § 1 Abs. 1 des Ge­

setzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser­
haushaltsgesetz) — WHG — vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S. 1110) bezeichneten Gewässer und für das 
nicht aus Quellen wild abfließende Wasser.

Art. 2
Einteilung der oberirdischen Gewässer

Die oberirdischen Gewässer mit Ausnahme des 
wild abfließenden Wassers werden nach ihrer was­
serwirtschaftlichen Bedeutung eingeteilt in:
1. Gewässer erster Ordnung:

die Bundeswasserstraßen und die in dem an­
liegenden Verzeichnis auf geführten Gewässer;

2. Gewässer zweiter Ordnung:
Gewässer, die in das nach Art. 3 aufzustellende 
Verzeichnis eingetragen sind;

3. Gewässer dritter Ordnung: 
alle anderen Gewässer.

Art. 3
Verzeichnis der Gewässer zweiter Ordnung

(1) Das Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Verzeichnis 
der Gewässer zweiter Ordnung aufzustellen. Bei 
Aufstellung und Änderung des Verzeichnisses sind 
die Bezirkstage zu hören.

(2) In dieses Verzeichnis sind die nicht zur er­
sten Ordnung gehörenden Gewässer aufzunehmen, 
die wasserwirtschaftlich, insbesondere wegen ihrer 
Wasser-, Geschiebe-, Schwebstoff- oder Eisführung 
oder wegen ihrer Nutzbarkeit von größerer Bedeu­
tung sind.

Zweiter Teil

Eigentum an den Gewässern

Abschnitt I
Gemeinsame Bestimmung

Art. 4
Verfügungsbefugnis, Duldungspflicht

(1) Das Eigentum an einem Grundstück 
erstreckt sich auf das dort oberirdisch und unter­
irdisch vorhandene Wasser mit Ausnahme der Sol­
quellen.

(2) Der Eigentümer eines Gewässers hat dessen 
Benutzung durch einen Dritten im Rahmen einer 
erteilten Bewilligung oder einer Erlaubnis nach 
Art. 16 entsprechend den Bedingungen und Auf­
lagen nach Abs. 3 zu dulden. Im übrigen bleiben 
seine Rechte, insbesondere das Recht, für die Be­
nutzung ein Entgelt zu verlangen, unberührt.

(3) Durch Benutzungsbedingungen und Aufla­
gen sind Art, Maß und Dauer der Duldungspflicht 
des Gewässereigentümers (Abs. 2 Satz 1) zu regeln, 
insbesondere das Entgelt für die Benutzung und 
die Folgen eines Erlöschens der Erlaubnis oder Be­
willigung nach den Grundsätzen eines angemesse­
nen Ausgleichs zwischen den Rechten des Eigen­
tümers und der Zweckbestimmung der Erlaubnis 
oder Bewilligung unbeschadet etwaiger Vereinba­
rungen zwischen dem Unternehmer und dem pri­
vaten Gewässereigentümer und unbeschadet des 
Abs. 5.
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(4) Wenn auf dem Gewässergrundstück bleiben­
de bauliche Anlagen errichtet werden sollen, kann 
die Kreisverwaltungsbehörde auf Antrag des Eigen­
tümers des Gewässers anordnen, daß ein dingliches 
Recht zu bestellen ist, mit dem die Errichtung und 
der Bestand solcher Anlagen gesichert werden; in 
Härtefällen kann die Kreisverwaltungsbehörde 
auch vorschreiben, daß der zur Nutzung Berechtigte 
im Umfang seiner Nutzung das Eigentum an dem 
Grundstück erwerben muß. Kommt über die Bestel­
lung des dinglichen Rechts oder über den Erwerb 
des Eigentums unter den Beteiligten keine Eini­
gung zustande, so kann die Kreisverwaltungsbe­
hörde den Inhalt der einzuräumenden Rechte im 
einzelnen festsetzen; Art. 72 Abs. 3 und Abs. 4 gel­
ten entsprechend.

(5) Für die Benutzung staatseigener Gewässer 
kann das Entgelt als Nutzungsgebühr erhoben wer­
den. Die Nutzungsge&ühr entfällt
a) bei der Benutzung staatseigener Gewässer für 

den Wasserkraftausbau, wenn die Nutzleistung 
1000 Kilowatt nicht übersteigt, oder

b) bei der Wasserentnahme aus staatseigenen Ge­
wässern einschließlich des Grundwassers für die 
Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung.

Die Gebührenpflicht, die Höhe dieser Gebühr, das 
Festsetzungs- und das Erhebungsverfahren werden 
durch Rechtsverordnung der Staatsregierung gere­
gelt; hierbei soll zugunsten der öffentlichen Ab­
wasserbeseitigung bestimmt werden, daß die Nut­
zungsgebühr entfällt oder ermäßigt wird je nach 
dem Umfang, in dem ein Unternehmen zur Rein­
haltung der Gewässer beiträgt. Die Gebühr ist mit 
Wirkung vom tatsächlichen Nutzungsbeginn ab fest­
zusetzen und zu erheben.

Abschnitt II
Besondere Bestimmungen 
für oberirdische Gewässer

Art. 5'
Eigentum an den Gewässern erster Ordnung

Soweit das Eigentum an Gewässern erster Ord­
nung einem anderen als dem Bund oder dem Frei­
staat Bayern zusteht, kann der Freistaat Bayern 
das Eigentum gegen angemessene Entschädigung in 
Anspruch nehmen. Die Art. 73 und 86 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden.

Art. 6
Eigentum an Gewässern, die kein selbständiges 

Grundstück bilden
(1) Bildet ein fließendes Gewässer kein selb­

ständiges Grundstück, so ist es Bestandteil der Ufer­
grundstücke.

(2) Gehören die Ufer verschiedenen Eigen­
tümern, so ist vorbehaltlich abweichender privat­
rechtlicher Regelung Eigentumsgrenze:
1. für gegenüberliegende Ufergrundstücke eine 

durch die Mitte des Gewässers bei Mittelwasser­
stand zu ziehende Linie;

2. für nebeneinänderliegende Ufergrundstücke eine 
von dem Endpunkt der Landgrenze rechtwink­
lig zu der in Nr. 1 bezeichneten Mittellinie zu 
ziehende Linie.

Art. 7
Überflutungen

(1) Werden an Gewässern, die ein selbständiges 
Grundstück bilden, Grundstücke bei Mittelwasser­
stand dauernd überflutet, so wächst das Eigentum 
an den überfluteten Flächen dem Gewässereigen­
tümer zu. Die neue Grenze zwischen dem Gewässer 
und dem Ufergrundstück ist die Uferlinie.

(2) Ist die Überflutung künstlich herbeigeführt, 
so hat derjenige, der sie verursacht hat, den bis­
herigen Eigentümer zu entschädigen.

(3) Werden an Gewässern, die kein selbstän­
diges Grundstück bilden, Grundstücke dauernd 
überflutet, so ist Art. 6 anzuwenden. F'ür künstliche 
Überflutungen gilt Abs. 2.

Art. 8
Natürliche Verlandungen

(1) Eine durch allmähliches Anlanden oder 
durch Zurücktreten des Wassers entstandene Ver­
landung an fließenden Gewässern wächst den Eigen­
tümern der Ufergrundstücke zu, wenn die Verlan­
dung mit dem bisherigen Ufer bei Mittelwasserstand 
zusammenhängt und sich darauf Pflanzenwuchs ge­
bildet hat.

(2) An stehenden Gewässern, die nicht Eigen­
tum der Anlieger sind, gehören Verlandungen in­
nerhalb der bisherigen Eigentumsgrenze den Ge­
wässereigentümern. Die früheren Anlieger haben 
Zutritt zum Gewässer, soweit es erforderlich, ist, um 
den Gemeingebrauch in der bisherigen Weise aus­
zuüben.

Art. 9
Künstliche Verlandungen

Verlandungen, die durch künstliche Einwirkun­
gen entstanden sind, stehen im Eigentum des Ge­
wässereigentümers.

Art. 10
Wiederherstellung eines Gewässers

(1) Flat ein Gewässer durch natürliche Ereig­
nisse sein bisheriges Bett verlassen, so sind die da­
von Betroffenen insgesamt oder einzeln berechtigt, 
den früheren Zustand auf ihre Kosten wieder her­
zustellen.

(2) Das Recht zur Wiederherstellung erlischt, 
wenn sie nicht binnen fünf Jahren, gerechnet vom 
Schluß des Jahres, in dem sich das Gewässer ver­
ändert hat, ausgeführt ist. Die Kreisverwaltungs­
behörde kann die Frist zur Wiederherstellung des 
Gewässers im Einzelfall angemessen verlängern, 
wenn mit der Wiederherstellung fristgerecht be­
gonnen wurde.

Art. 11 
Uferabriß

(1) Wird ein Stück Land durch Naturgewalt von 
dem Ufer abgerissen und mit einem anderen Ufer­
grundstück vereinigt, so wird es dessen Bestandteil, 
wenn es von diesem Grundstück in der Natur nicht 
mehr unterschieden werden kann oder wenn die 
Vereinigung drei Jahre bestanden hat, ohne daß der 
Eigentümer oder ein sonst Berechtigter das abge­
rissene Stück wieder weggenommen hat.

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen wird 
ein abgerissenes Stück Land, das sich ohne Zusam­
menhang mit einem Ufer im Gewässer festgesetzt 
hat, Eigentum des Gewässereigentümers.

Art. 12 
Uferlinie

(1) Die Grenze zwischen dem Gewässer und den 
Ufergrundstücken wird durch die Linie des Mittel­
wasserstandes unter besonderer Berücksichtigung 
der Grenze des Pflanzenwuchses (Uferlinie) be­
stimmt.
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(2) Die Uferlinie wird, falls erforderlich, durch 
die Kreisverwaltungsbehörde festgestellt und auf 
Kosten desjenigen, der die Kosten der Uferlinien­
feststellung zu tragen hat, kenntlich gemacht.

Art. 13
Verlassenes Gewässerbett, Inseln

(1) Wird ein Gewässerbett vom Wasser verlas­
sen oder tritt in einem Gewässer eine Insel her­
vor, die den Mittelwasserstand überragt, so bleibt 
das Eigentum an den hierdurch zutage getretenen 
Landflächen unverändert.

(2) Die Artikel 11, 12 und 14 gelten für Inseln 
entsprechend.

Art. 14
Duldungspflicht

(1) Die Anlieger und Hinterlieger haben zu dul­
den, daß Festpunkte eingebaut, Flußeinteilungszei­
chen und Höhenmaße aufgestellt und Pegel und an­
dere Meßeinrichtungen errichtet und betrieben wer­
den. An Gewässern, die der Schiff- und Floßfahrt 
dienen, haben sie ferner zu dulden, daß Schiffe und 
Flöße landen und befestigt werden und daß im Not­
fälle während der erforderlichen Zeit die Ladung 
ausgesetzt wird.

(2) Die Anlieger und Hinterlieger haben ferner 
zu dulden, daß die zur Benutzung des Gewässers 
Berechtigten oder deren Beauftragte die Ufergrund­
stücke betreten, soweit der ordnungsmäßige Betrieb 
der Wasserbenutzungsanlage das erfordert; auf die 
Interessen des Duldungspflichtigen ist Rücksicht zu 
nehmen. Gebäude und eingefriedete Grundstücke 
dürfen nur mit Erlaubnis der Verfügungsberech­
tigten betreten werden.

(3) Entstehen durch Handlungen nach Abs. 1 
oder 2 Schäden, so hat der Geschädigte Anspruch 
auf Ersatz des Schadens.

Dritter Teil
Benutzung der Gewässer, Gewässerschutz

Abschnitt I
Gemeinsame Bestimmungen 

über die Benutzung der Gewässer 
Art. 15

(zu § 4 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
Benutzungsbedingungen und Auflagen

Benutzungsbedingungen und Auflagen sind ins­
besondere zulässig, um
1. nachteilige Wirkungen für die Ordnung des Was­

serhaushalts, für die öffentliche Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung, die Gewässer, 
den Bergbau, die öffentliche Gesundheit, den 
Sport und die Erholung, die gewerbliche Wirt­
schaft, die Fischerei, die Land- und Forstwirt­
schaft sowie den Gartenbau, den Natur- und 
Landschaftsschutz, den Verkehr und das Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zu verhüten oder aus­
zugleichen,

2. eine technisch einwandfreie Gestaltung von An­
lagen zur Gewässerbenutzung sicherzustellen.

Art. 16
(zu § 7 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Erlaubnis für Benutzungen im öffentlichen In­
teresse

(1) Soll eine Erlaubnis für eine Benutzung von 
Gewässern erteilt werden, die im öffentlichen In­
teresse liegt, insbesondere den Zwecken der öffent­
lichen Wasserversorgung, der öffentlichen Abwas­
serbeseitigung, der öffentlichen Energieversorgung

sowie der Bewässerung oder Entwässerung land­
wirtschaftlich genutzter Flächen durch eine Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts dienen soll, so gel­
ten für diese Erlaubnis § 8 Abs. 3 und 6 sowie § 10 
des Wasserhaushaltsgesetzes und Art. 18 entspre­
chend.

(2) Die Erlaubnis kann insbesondere beschränkt 
oder widerrufen werden,
1. wenn durch die Benutzung eine Beeinträchtigung 

des Wohles der Allgemeinheit zu erwarten ist, 
die nicht durch Auflagen (§ 4 des Wasserhaus­
haltsgesetzes, Art. 15) oder nachträgliche Anord­
nungen (§ 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) ver­
hütet oder ausgeglichen werden kann;

2. wenn die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 Nr. I 
bis 4 des Wasserhaushaltsgesetzes sinngemäß ge­
geben sind.

(3) Wegen nachteiliger Wirkungen einer erlaub­
ten Benutzung kann der Betroffene von dem In­
haber der Erlaubnis Schadensersatz, nicht aber die 
Unterlassung der Benutzung verlangen. Vertrag­
liche Ansprüche, ferner Ansprüche auf Herstellung 
von Schutzeinrichtungen bleiben unberührt.

Art. 17
Beschränkte Erlaubnis

(1) Soll eine Erlaubnis für eine Benutzung von 
Gewässern erteilt werden, ohne daß die Vorausset­
zungen des Art. 16 Abs. 1 vorliegen, so sind § 8 
Abs. 3 und 6 sowie § 10 des Wasserhaushaltsge­
setzes und Art. 4 Abs. 2 Satz 1 sowie Art. 18 nicht 
anzuwenden.

(2) Nur eine beschränkte Erlaubnis ist zu er­
teilen, wenn ein Gewässer zu vorübergehenden 
Zwecken und für einen Zeitraum von nicht mehr als 
einem Jahr benutzt werden soll. Die beschränkte 
Erlaubnis ist dann dem Zweck des Unternehmens 
entsprechend zu befristen.

(3) Die beschränkte Erlaubnis ist als solche zu 
bezeichnen. Art. 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

Art. 18
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Andere Einwendungen im Bewilligungsverfahren

(1) Gegen die Erteilung einer Bewilligung kann 
auch Einwendungen erheben, wer dadurch Nach­
teile zu erwarten hat, daß durch die Benutzung
1. der Wasserabfluß verändert oder das Wasser ver­

unreinigt oder in seinen Eigenschaften sonst ver­
ändert wird,

2. der Wasserstand verändert wird,
3. die bisherige Benutzung eines Grundstücks be­

einträchtigt wird,
4. das Wasser für seine Wassergewinnungsanlage 

entzogen oder geschmälert wird,
5. die ihm obliegende Gewässerunterhaltung er­

schwert wird,
auch ohne, daß dadurch ein Recht beeinträchtigt 
wird. Geringfügige Nachteile und solche, die ver­
mieden worden wären, wenn der Betroffene die ihm 
obliegende Unterhaltung ordnungsmäßig durchge­
führt hätte, bleiben außer Betracht.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 gilt § 8 Abs. 3 
Wasserhaushaltsgesetz entsprechend, jedoch darf 
die Bewilligung auch erteilt werden, wenn der aus 
der beabsichtigten Benutzung zu erwartende Nut­
zen den für den Betroffenen zu erwartenden Nach­
teil erheblich übersteigt.
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Art. 19
Zusammentreffen mehrerer Erlaubnis- oder 

Bewilligungsanträge
Treffen mehrere Erlaubnis- oder Bewilligungs­

anträge zusammen, die sich gegenseitig ausschließen, 
so entscheidet zunächst die Bedeutung der beabsich­
tigten Benutzung für das Wohl der Allgemeinheit un­
ter besonderer Berücksichtigung derwasserwirtschaft- 
lichen Auswirkungen, Stehen mehrere beabsichtigte 
Benutzungen hiernach einander gleich, so gebührt 
zunächst dem Antrag des Gewässereigentümers, so­
dann demjenigen Antrag der Vorzug, der zuerst ge­
stellt wurde. Soweit durch Vertrag oder förmlichen 
Bescheid eine Erlaubnis oder Bewilligung in Aus­
sicht gestellt ist, darf sie einem Dritten nicht erteilt 
werden, es sei denn, daß der durch die Inaussicht­
stellung Begünstigte zustimmt. Nach Ablauf der für 
Einwendungen bestimmten Frist werden neue Er­
laubnis- oder Bewilligungsanträge in demselben 
Verfahren nicht mehr berücksichtigt.

Art. 20
(zu § 12 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Vorkehrungen bei Erlöschen einer Erlaubnis oder
Bewilligung

(1) Ist eine Erlaubnis oder Bewilligung ganz 
oder teilweise erloschen, so kann der Unternehmer 
aus Gründen des Wohles der Allgemeinheit ver­
pflichtet werden
1. die Anlagen für die Benutzung des Gewässers 

ganz oder teilweise
a) bestehen zu lassen,
b) auf seine Kosten zu beseitigen und den frü­

heren Zustand wieder herzustellen,
2. auf seine Kosten andere Vorkehrungen zu tref­

fen, die geeignet sind, nachteilige Folgen des Er­
löschens der Erlaubnis oder Bewilligung zu ver­
hüten.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a 
ist derjenige, in dessen Interesse der Fortbestand 
der Anlage liegt, verpflichtet, für die künftige Un­
terhaltung und, soweit erforderlich, für den Betrieb 
der Anlage zu sorgen.

(3) Kann die Verpflichtung nach Abs. 1 oder 2 
wegen Mittellosigkeit nicht erfüllt werden, so ha­
ben die in Art. 45 bezeichneten Körperschaften nach 
Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit einzutreten. Die­
jenigen, die von der Erfüllung der Verpflichtung 
einen Vorteil haben, können zu den Kosten heran­
gezogen werden. Die Artikel 47 Abs. 2 und 48 gel­
ten entsprechend.

(4) Steht eine Verpflichtung nach Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b oder Nr. 2 in Zusammenhang mit der 
Beschränkung oder Rücknahme einer Bewilligung 
nach § 12 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, so 
ist der Verpflichtete zu entschädigen.

Abschnitt II

Besondere Bestimmungen für die 
Benutzung oberirdischer Gewässer

Erster Titel
Erlaubnisfreie Benutzungen 

Art. 21 -
(zu § 23 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Gemeingebrauch
(1) Jedermann darf unter den Voraussetzun­

gen des § 23 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes und, 
soweit es ohne rechtswidrige Benutzung fremder 
Grundstücke geschehen kann, oberirdische Gewäs­
ser zum

Baden, Waschen, Tränken, Schwemmen, Schöp­
fen mit Handgefäßen, Eissport und Befahren
mit kleinen Fahrzeugen ohne eigene Triebkraft 

benutzen. Zum Gemeingebrauch gehört auch das 
Einleiten von Grund-, Quell- und Niederschlags­
wasser, wenn es nicht mittels gemeinsamer An­
lagen geschieht, sowie das Entnehmen von Wasser 
in geringen Mengen für das Tränken von Vieh und 
den häuslichen Bedarf der Landwirtschaft.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Gewässer 
in Hofräumen, Gärten, Park- und Betriebsanlagen, 
wenn sie dem Eigentümer dieser Grundstücke oder 
Anlagen gehören, sowie auf Fischteiche.

Art. 22
Regelung des Gemeingebrauchs

Die Kreisverwaltungsbehörde kann durch Ver­
ordnung die Ausübung des Gemeingebrauchs regeln, 
beschränken oder verbieten, um Gefahren für Le­
ben, Gesundheit, Eigentum, eigentumsgleiche Rechte 
oder Besitz zu verhüten, die Sicherheit und Leich­
tigkeit des Verkehrs zu erhalten oder die Benutzung 
eines Gewässers auf Grund von Erlaubnissen, Be­
willigungen, alten Rechten und alten Befugnissen 
oder den Eigentümer- und Anliegergebrauch sicher­
zustellen.

Art. 23 
Perlfischerei

Unbeschadet der Rechte Dritter ist die Perl­
fischerei dem Freistaat Bayern Vorbehalten. Die Re­
gierungen können zum Schutz der Perlfischerei de­
ren Ausübung durch Verordnung regeln.

Art. 24
(zu § 24 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Anliegergebrauch
In den Grenzen des Eigentümergebrauchs (§ 24 

Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes) dürfen die An­
lieger das oberirdische Gewässer ohne Erlaubnis 
oder Bewilligung benutzen (Anliegergebrauch).

Art. 25
Notstand

Wenn in Fällen gemeiner Gefahr Wasser ent­
nommen werden muß, so bedarf es hierfür keiner 
Erlaubnis oder Bewilligung. Eine Entschädigung ist 
nur für den hierbei an Grundstücken oder Anla­
gen entstehenden Schaden zu leisten; entsteht durch 
die Entnahme des Wassers ein unverhältnismäßiger 
Schaden, so hat der Geschädigte auch insoweit einen 
Anspruch auf angemessene Entschädigung. Die Ent­
schädigung hat derjenige zu bezahlen, dem die Be­
seitigung der gemeinen Gefahr obliegt.

Art. 26
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes)
Benutzung zu Zwecken der Fischerei

Das Einbringen von Stoffen in oberirdische Ge­
wässer zu Zwecken der Fischerei bedarf keiner Er­
laubnis oder Bewilligung, soweit dadurch nicht das 
Gewässer in seinen Eigenschaften oder der Wasser­
abfluß nachteilig beeinflußt wird.

Zweiter Titel 
Schiff- und Floßfahrt

Art. 27
Schiffbare Gewässer, Schiffahrts- und Floß­

ordnung
(1) Schiffbare Gewässer darf jedermann zur 

Schiff- und Floßfahrt benutzen. Welche Gewässer 
schiffbar sind, bestimmt das Staatsministerium des 
Innern (Zulassung).
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(2) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit 
oder wenn das Gewässer seine Bedeutung für die 
Schiff- und Floßfahrt verloren hat, kann das Staats­
ministerium des Innern die Zulassung aufheben.

(3) Die Zulassung zur Schiff- und Floßfahrt und 
die Aufhebung sind öffentlich bekanntzugeben.

(4) An Gewässern, die nicht allgemein zur Schiff- 
und Floßfahrt zugelassen sind (Abs. 1), darf die 
Schiff- und Floßfahrt nur mit Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde ausgeübt werden. Dient 
die Schiffahrt dem öffentlichen Verkehr, so erteilt 
die Genehmigung das Staatsministerium für Wirt­
schaft und Verkehr. Die Genehmigung kann ver­
sagt, an Bedingungen und Auflagen geknüpft oder 
zurückgenommen werden, soweit das Wohl der All­
gemeinheit, die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver­
kehrs, die öffentliche Ruhe, der Schutz des Eigen­
tums oder der Fischerei oder die Reinhaltung oder 
Unterhaltung des Gewässers es erfordern.

(5) Für alle oberirdischen Gewässer kann durch 
Verordnung (Schiffahrts- und Flußordnung) der Re­
gierungen aus den in Abs. 4 Satz 3 genannten Grün­
den die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt gere­
gelt oder beschränkt werden. Wenn eine einheitliche 
Regelung oder Beschränkung über den Bereich eines 
Regierungsbezirkes hinaus erforderlich ist, so erläßt 
das Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 
die Verordnung.

(6) Zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben 
unberührt.

Dritter Titel 
Trift

Art. 28
Triftgewässer, Triftfreiheit

(1) Triftgewässer sind Gewässer, die bisher 
schon der Flößerei mit unverbundenem Holz (Trift) 
gedient haben oder die künftig durch das Staats­
ministerium des Innern zur Trift zugelassen werden. 
Art. 27 Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Die Benutzung der Triftgewässer zur Trift 
steht vorbehaltlich besonderer Rechte jedem frei.

(3) Durch Verordnung der Regierungen (Trift­
ordnung) kann im Interesse der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs, des Eigentums, der Fi­
scherei oder der Unterhaltung des Gewässers die 
Ausübung der Trift geregelt oder beschränkt wer­
den.

Art. 29
Verpflichtung der Anlieger, Schadensersatz

(1) Die Anlieger an Triftgewässern sind ver­
pflichtet, das Anbringen von vorübergehenden Hal­
tevorrichtungen (Verhängen), die sich bei Hochwas­
sergefahr während der Trift als notwendig erweisen, 
zu dulden. Im übrigen ist Art. 14 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 entsprechend anzuwenden.

(2) Vorbehaltlich besonderer Rechte hat der Un­
ternehmer der Trift für den durch die Ausübung 
der Trift verursachten Schaden Ersatz zu leisten.

Art. 30
Beseitigung von Triftanlagen

Wurde die Trift auf einem Gewässer für dau­
ernd aufgegeben, so kann die Kreisverwaltungsbe­
hörde die Beseitigung der Triftanlagen von dem­
jenigen verlangen, der sie errichtet hat, wenn das 
aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit oder im 
rechtlich geschützten Interesse Einzelner geboten 
ist.

Vierter Titel
Besondere Bestimmungen für Stauanlagen

Art. 31
Höhenmaß, Pegel

(1) Wird ein oberirdisches Gewässer durch Auf­
stauen genutzt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 des Wasserhaus­
haltsgesetzes), so hat der Unternehmer auf seine 
Kosten bleibende Höhenmaße und Pegel in der er­
forderlichen Zahl aufzustellen und zu erhalten. Die 
technische Ausgestaltung der Höhenmaße und Pe­
gel regelt das Staatsministerium des Innern durch 
Rechtsverordnung.

(2) Das Höhenmaß muß die festgesetzten Was­
serhöhen und, wenn der Wasserstand auf einer be­
stimmten Mindesthöhe gehalten werden muß, auch 
letztere augenfällig bezeichnen.

(3) Höhenmaße brauchen nicht aufgestellt zu 
werden, wenn es untunlich oder wasserwirtschaft­
lich nicht erforderlich ist und die Kreisverwaltungs­
behörde zustimmt.

(4) Pegel brauchen dann nicht aufgestellt zu 
werden, wenn eine laufende Überwachung der 
Ober- und Unterwasserstände aus wasserwirtschaft­
lichen Gründen nicht erforderlich ist und die Kreis­
verwaltungsbehörde zustimmt.

(5) Der Unternehmer einer Stauanlage hat die 
festgesetzten Wasserhöhen einzuhalten. Er hat alles 
zu tun, um das Überschreiten oder das Unterschrei­
ten der festgesetzten Wasserhöhen zu verhindern.

Art. 32
Auflassen von Stauanlagen

Eine Stauanlage darf nur mit Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde für dauernd außer Be­
trieb gesetzt oder beseitigt werden. Art. 20 gilt ent­
sprechend.

Abschnitt III

Besondere Bestimmungen für die .
Benutzung des Grundwassers

Art. 33
(zu § 33 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Beschränkung und Erweiterung der erlaubnis­
freien Benutzungen

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist 
außer in den Fällen des § 33 Abs. 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes nicht erforderlich für das Entneh­
men, Zutagefördern, Zutageleiten oder Ableiten von 
Grundwasser in geringen Mengen für Zwecke der 
Land- und Forstwirtschaft und des Gartenbaus zur 
Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien für Wirt­
schaft und Verkehr und für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten für einzelne Gebiete durch 
Rechtsverordnung die erlaubnisfreien Benutzungen 
nach Abs. 1 einschränken und die in § 33 Abs. 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes vorgesehenen Bestim­
mungen treffen, wenn es der Grundwasservorrat 
nach Menge und Güte erfordert oder zuläßt.

Art. 34
(zu § 35 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Erdaufschlüsse

(1) Sollen Sand- oder Kiesgruben oder Schächte 
ausgehoben, Ein- oder Anschnitte im Gelände an­
gebracht oder ähnliche Arbeiten vorgenommen wer-
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den, die in den Boden eindringen und eine Frei­
legung von Grundwasser oder eine Einwirkung auf 
die Höhe, Bewegung oder Beschaffenheit des Grund­
wassers nach vorhandenen amtlichen Unterlagen 
erwarten lassen, so hat das der Unternehmer vor­
her der Kreisverwaltungsbehörde anzuzeigen. Bei 
genehmigungspflichtigen baulichen Anlagen gilt das 
Baugenehmigungsgesuch als Anzeige.

(2) Ergibt sich, daß auf das Grundwasser ein­
gewirkt wird, so hat die Kreisverwaltungsbehörde 
die Arbeiten solange zu untersagen, bis die erfor­
derliche Erlaubnis oder Bewilligung erteilt oder der 
Plan festgestellt oder genehmigt ist.

(3) Ist seit der Anzeige ein Monat vergangen, 
ohne daß die Arbeiten untersagt wurden, so kann 
sie der Unternehmer beginnen und solange durch­
führen, bis er auf Grundwasser einwirkt.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Arbei­
ten, die von Staatsbaubehörden oder unter deren 
Aufsicht ausgeführt werden oder die der bergbe­
hördlichen Aufsicht unterliegen.

(5) Wird durch Arbeiten, die der bergbehörd­
lichen Aufsicht unterliegen, unbefugt oder unbeab­
sichtigt Grundwasser erschlossen, so ist das Bergamt 
für Anordnungen nach § 35 Abs. 2 des Wasser­
haushaltsgesetzes zuständig.

Abschnitt IV 
Gewässerschutz

Erster Titel 
Wasserschutzgebiete

Art. 35
(zu § 19 des Wasserhaushaltsgesetzes)
Festsetzung der Wasserschutzgebiete, 

Schutzanordnungen
(1) Mit der Festsetzung des Wasserschutzgebie­

tes sind die Schutzanordnungen zu erlassen. Es kön­
nen Zonen mit unterschiedlichen Schutzanordnungen 
festgelegt werden.

(2) Werden allgemeine Verbote und Beschrän­
kungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes erforderlich, so sind sie durch 
Verordnung der Kreisverwaltungsbehörde zu er­
lassen. Der Bereich, für den sie gelten, ist in der 
Verordnung anzugeben.

Art. 36
Reinhaltung von Anlagen und Wasser

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Rein­
lichkeit oder Gesundheit kann die Kreisverwaltungs­
behörde Verordnungen erlassen über die Reinhal­
tung
1. der Einrichtungen, die der Wasserversor­

gung oder der Abwasserbeseitigung dienen,
2. des für die Wasserversorgung bestimmten Was­

sers; § 19 des Wasserhaushaltsgesetzes bleibt 
unberührt.

Soweit die Verordnung eine Enteignung enthält, isf 
dafür angemessene Entschädigung zu leisten.

Zweiter Titel
Lagerung und Beförderung verunreinigender 

Stoffe

Art. 37
Anzeigepflicht

(1) Wer feste, flüssige oder gasförmige Stoffe, 
die eine schädliche Verunreinigung des Wassers 
oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften besorgen lassen, lagern, abla­
gern oder wer Anlagen zur Beförderung flüssiger

oder gasförmiger Stoffe errichten will, hat das un­
beschadet der §§ 26 Abs. 2 und 34 Abs. 2 des Wasser­
haushaltsgesetzes rechtzeitig der Kreisverwaltungs­
behörde anzuzeigen.

(2) Der Anzeige sind die erforderlichen Pläne 
und sonstigen Unterlagen beizufügen.

(3) Bedarf das Unternehmen nach anderen Vor­
schriften einer vorherigen Anzeige, Genehmigung 
oder Zulassung, so ist eine Anzeige im Sinne des 
Absatzes 1 nicht erforderlich. Vor Entscheidungen 
sind die zuständigen Behörden der Staatsbauverwal­
tung zu hören.

(4) Sind Anlagen im Sinne des Abs. 1 vor In­
krafttreten dieses Gesetzes errichtet worden, ohne 
daß sie einer Anzeige, Genehmigung oder Zulas­
sung nach baurechtlichen oder anderen Vorschriften 
bedurften, so ist nachträglich Anzeige zu erstatten. 
Die Staatsregierung bestimmt den Zeitpunkt und 
den Inhalt der Anzeige durch Rechtsverordnung.

(5) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur 
Reinhaltung der Gewässer durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über Anlagen zur Lagerung oder Be­
förderung flüssiger oder gasförmiger Stoffe zu er­
lassen. Für Anlagen, die bei Inkrafttreten dieses Ge­
setzes bereits bestehen, können Schutzvorkehrungen 
vorgeschrieben werden, soweit sie zwingend erfor­
derlich sind.

Dritter Titel 
Heilquellen

Art. 38 
Begriff

Heilquellen sind natürlich zutagetretende oder 
künstlich erschlossene Wasser- und Gasvorkommen, 
die auf Grund ihrer chemischen Zusammensetzung, 
ihrer physikalischen Eigenschaften oder nach der 
Erfahrung geeignet sind, Heilzwecken zu dienen.

Art. 39
Staatliche Anerkennung

(1) Heilquellen, deren Erhaltung aus Gründen 
des Wohles der Allgemeinheit erforderlich erscheint, 
können staatlich anerkannt werden (staatlich aner­
kannte Heilquellen). Mit der Anerkennung können 
dem Unternehmer besondere Betriebs- und Über­
wachungspflichten auferlegt werden, die zur Siche­
rung des Bestandes und der Beschaffenheit der Heil­
quelle erforderlich sind.

(2) Die staatliche Anerkennung einer Heilquelle 
kann widerrufen werden, wenn die Voraussetzun­
gen der Anerkennung nicht mehr gegeben sind.

(3) Für die Anerkennung und den Widerruf ist 
das Staatsministerium des Innern zuständig. Das 
Verfahren regelt das Staatsministerium des Innern 
im Einvernehmen mit den Staatsministerien der Fi­
nanzen und für Wirtschaft und Verkehr durch 
Rechtsverordnung.

Art. 40
Heilquellenschutz

(1) Soweit es der Schutz einer im Geltungsbereich 
des Wasserhaushaltsgesetzes staatlich anerkannten 
Heilquelle erfordert, können Quellenschutzgebiete 
festgesetzt werden. § 19 Abs. 2 bis 4 des Wasser­
haushaltsgesetzes sowie Art. 35 gelten entsprechend.

(2) Handlungen außerhalb eines Quellenschutz­
gebietes, die geeignet sind, den Bestand oder die 
Beschaffenheit staatlich anerkannter Heilquellen 
zu gefährden, können durch die Kreisverwaltungs­
behörde untersagt werden, soweit sie nicht schon 
durch das Wasserhaushaltsgesetz oder dieses Gesetz
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verboten sind. Sind Schäden bereits entstanden, so 
kann die Kreisverwaltungsbehörde die erforderli­
chen Anordnungen treffen. § 19 Abs. 3 des Wasser­
haushaltsgesetzes gilt entsprechend.

Art. 41
Übergangsbestimmungen

(1) Die Bezeichnung als öffentlich benutzte Heil­
quelle nach Art. 20 des Wassergesetzes vom 23. März 
1907 gilt als staatliche Anerkennung im Sinne des 
Art. 39 Abs. 1.

(2) Ein nach Art. 20 des Wassergesetzes vom 
23. März 1907 festgesetzter Bereich einer Heilquelle 
gilt als Quellenschutzgebiet im Sinne des Art. 40 
Abs. 1. Bis zum Erlaß von Schutzanordnungen nach 
Art. 40 Abs. 1 gilt Art. 20 Abs. 1 bis 3 des Was­
sergesetzes vom 23. März 1907.

Vierter Teil 

Unterhaltung und Ausbau

Abschnitt I 
Unterhaltung

Art. 42
(zu § 28 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterhaltungspflicht

Die Unterhaltung der Gewässer ist eine öffent­
lich-rechtliche Verpflichtung. Sie umfaßt insbeson­
dere die Reinigung, Räumung und Erhaltung des 
Gewässerbettes, die Freihaltung, den Schutz und 
die Unterhaltung der Ufer, die Gestaltung und Be­
wirtschaftung von Uferstreifen in angemessener Brei­
te zur Erhaltung oder Förderung der biologischen 
Wirksamkeit des Gewässers und ferner, entspre­
chend den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen, die 
Erhaltung eines ordnungsmäßigen Zustandes für 
die Geschiebe-, Schwebstoff- und Eisabfuhr und 
für die Wasser-, Geschiebe-, Schwebstoff- und Eis­
rückhaltung.

Art. 43
(zu § 29 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterhaltuhgslast
(1) Die Unterhaltung obliegt

1. an Gewässern erster Ordnung unbeschadet der 
Aufgaben des Bundes an den Bundeswasserstra­
ßen dem Freistaat Bayern,

2. an Gewässern zweiter Ordnung den Bezirken als 
eigene Aufgabe, soweit nicht Wasser- und Bo­
denverbände oder gemeindliche Zweckverbände 
dafür bestehen,

3. an Gewässern dritter Ordnung den Gemeinden 
als eigene Aufgabe, soweit nicht Wasser- und 
Bodenverbände dafür bestehen, in gemeindefreien 
Gebieten den Beteiligten.

(2) Unbeschadet der Zuständigkeit des Bundes 
wird die Unterhaltung der Gewässer erster und 
zweiter Ordnung von der Staatsbauverwaltung aus­
geführt, wenn nicht die Unterhaltungslast nach Art. 
44 Abs. 1 oder 3 auf Dritte übertragen wurde. Die 
Ausführung der Unterhaltung geschieht bei den Ge­
wässern zweiter Ordnung auf Kosten der Bezirke.

(3) Soweit nicht Wasser- und Bodenverbände 
bestehen, können die Gemeinden durch Satzung 
bestimmen, daß die Instandhaltung von Gewässern 
dritter Ordnung den Beteiligten ganz oder teilweise 
obliegt. Art. 45 bleibt unberührt.

(4) Die Kreisverwaltungsbehörden können zur 
Sicherung der Durchführung der Unterhaltung an 
Gewässern dritter Ordnung Verordnungen erlas­
sen; in den Verordnungen kann den Trägern der 
Unterhaltungslast insbesondere vorgeschrieben wer­
den, in welchem Umfang und zu welchem Zeitpunkt 
die Unterhaltung durchzuführen ist.

Art. 44
Übertragung der Unterhaltungslast

(1) Durch schriftliche Vereinbarung, die für Ge­
wässer zweiter und dritter Ordnung der Zustim­
mung der Regierungen bedarf, können Dritte die 
Unterhaltungslast übernehmen. Die Zustimmung 
kann widerrufen werden, wenn die übernommenen 
Verpflichtungen nicht ordnungsmäßig erfüllt wer­
den.

(2) Bürgerlich-rechtliche Verpflichtungen Dritter 
zur Unterhaltung von Gewässern lassen die Unter­
haltungslast als solche unberührt.

(3) Die Kreisverwaltungsbehörde kann die Un­
terhaltungslast ganz oder teilweise auf die Beteilig­
ten übertragen, wenn und soweit die Unterhaltung 
allein deren Interessen dient oder der Aufwand für 
die Unterhaltung durch die Beteiligten verursacht 
wird.

Art. 45
'(zu § 29 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Ersatzvornahme

Sind andere als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts (§ 29 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
Träger der Unterhaltungslast und kommen sie ihren 
Verpflichtungen nicht ordnungsmäßig nach, so sind 
für Gewässer erster Ordnung der Staat, für Gewäs­
ser zweiter Ordnung der Bezirk und für Gewässer 
dritter Ordnung die Gemeinden, in gemeindefreien 
Gebieten die Landkreise verpflichtet, innerhalb ih­
res Gebietes die erforderlichen Unterhaltungsarbei­
ten auszuführen. Der Pflichtige hat die Kosten zu 
ersetzen; von ihm können angemessene Vorschüsse 
verlangt werden.

Art. 46
Unterhaltung bei Anlagen in oder an Gewässern

(1) Der Unternehmer hat Wasserbenutzungs­
anlagen in dem erlaubten oder bewilligten Zustand 
zu erhalten. Sonstige Anlagen in oder an Gewässern 
sind so zu unterhalten, daß nachteilige Einwirkun­
gen auf das Gewässer verhütet werden.

(2) Den Unternehmern von Wasserbenutzungs­
anlagen oder sonstigen Anlagen in oder an Ge­
wässern obliegt die -Unterhaltung des Gewässers 
insoweit, als es durch diese Anlagen bedingt ist.

(3) Den Baulastträgern öffentlicher Verkehrs­
anlagen obliegt die Unterhaltung des Gewässers in­
soweit, als es zum Schutz dieser Anlagen erforder­
lich ist. Sie haben die Mehrkosten der Unterhal­
tung der Gewässer zu tragen, die durch die Ver­
kehrsanlagen verursacht werden.

Art. 47
Kosten der Unterhaltung, Kostenbeiträge

(1) Wer nach Art. 43 Abs. 1 die Unterhaltungs­
last trägt, kann zu den Kosten der Unterhaltung 
folgende Beiträge verlangen:
a) für Gewässer erster Ordnung vom Eigentümer

bis zu 10 °/o der Unterhaltungskosten,
b) für Gewässer zweiter Ordnung von den Beteilig­

ten bis zu 25 % der Unterhaltungskosten,
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c) für Gewässer dritter Ordnung von den Beteilig­
ten die vollen Unterhaltungskosten, wenn der 
Träger der Unterhaltungslast eine Gemeinde ist; 
sind an Gewässern dritter Ordnung Wasser- und 
Bodenverbände Träger der Unterhaltungslast, so 
gilt die Erste Verordnung über Wasser- und Bo­
denverbände.
(2) Die Kosten der Unterhaltung für Gewässer 

dritter Ordnung oder der Kostenbeitrag verteilen 
sich auf die Beteiligten je nach ihrem Vorteil (Nut­
zenmehrung, Schadensabwehr), oder nach dem Ein­
fluß, den eine Anlage in oder an einem Gewässer 
auf dessen Unterhaltung ausübt. Die Träger der 
Unterhaltungslast können von den Beitragspflich­
tigen angemessene Vorschüsse verlangen.

Art. 48
Festsetzung der Kostenbeiträge

(1) Besteht über Kostenbeiträge oder über die 
Kostenvorschüsse der Beteiligten Streit, so werden 
sie von der Kreisverwaltungsbehörde festgesetzt. 
Wenn nichts anderes bestimmt ist, so richtet sich 
die Höhe des Kostenbeitrags und der Kostenvor­
schüsse nach Art. 47 Abs. 2.

(2) Bleiben wiederkehrende Unterhaltungsmaß­
nahmen im wesentlichen gleich, so kann die Kreis­
verwaltungsbehörde das Verhältnis der Kostenbei­
träge der Beteiligten auch für die Zukunft fest­
setzen. Das gleiche gilt, wenn vor Durchführung 
einer Unterhaltungsmaßnahme der Träger der Un­
terhaltungslast oder ein Beteiligter die Festsetzung 
beantragt.

(3) Die Kreisverwaltungsbehörde kann auf An­
trag die nach Abs. 1 festgesetzten Kostenbeiträge 
und Kostenvorschüsse nach den Vorschriften über 
die Verwaltungsvollstreckung einziehen.

Art. 49 
Zuschüsse

(1) Der Freistaat Bayern und die Bezirke kön­
nen zur Unterhaltung der Gewässer, an denen ihnen 
nicht die Unterhaltungslast obliegt, freiwillige Zu­
schüsse leisten

(2) Wenn der Freistaat Bayern oder die Bezirke 
solche Zuschüsse zur Unterhaltung der Gewässer 
dritter Ordnung gewähren, sind sie berechtigt, die 
Unterhaltungsmaßnahmen an Stelle des Trägers der 
Unterhaltungslast selbst auszuführen. In diesem 
Falle gilt Art. 43 Abs. 2 entsprechend.

Art. 50 
Beteiligte

Beteiligte im Sinne dieses Abschnittes sind die 
Eigentümer der Gewässer, die Anlieger und dieje­
nigen Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, 
die aus der Unterhaltung Vorteile haben oder die 
Unterhaltung erschweren.

Art. 51
(zu § 30 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Besondere Pflichten 
im Interesse der Unterhaltung

(1) Die Eigentümer des Gewässers und die An­
lieger haben die zur Unterhaltung erforderlichen 
Arbeiten und Maßnahmen am Gewässer und auf 
den Ufergrundstücken zu dulden. Sie haben alles 
zu unterlassen, was die Sicherheit und den Schutz 
der Ufer gefährden oder die Unterhaltung unmög­
lich machen oder wesentlich erschweren würde.

(2) Die Inhaber von Rechten und Befugnissen 
an Gewässern und die Fischereiberechtigten haben 
zu dulden, daß die Benutzung vorübergehend be­
hindert oder unterbrochen wird, soweit es zur Un­
terhaltung des Gewässers erforderlich ist.

(3) Die Anlieger und Hinterlieger haben auch 
zu dulden, daß auf ihren Grundstücken der Aushub 
vorübergehend gelagert und, soweit es nicht die 
bisherige Nutzung dauernd beeinträchtigt, einge­
ebnet wird.

(4) Der Träger der Unterhaltungslast hat dem 
Duldungspflichtigen alle nach § 30 des Wasserhaus­
haltsgesetzes und nach dieser Vorschrift beabsich­
tigten Maßnahmen vorher anzukündigen. § 30 
Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend, 
auch für Fischereiberechtigte. Auf die Interessen 
der Duldungspflichtigen ist Rücksicht zu nehmen.

Art. 52
Schutzvorschriften

Zum Schutze baulicher Anlagen, die der Unter­
haltung eines Gewässers dienen, kann die Kreis­
verwaltungsbehörde durch Verordnung Vorschriften 
erlassen oder Anordnungen im Einzelfall treffen.

Art 53
, (zu § 29 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Alte Unterhaltungslast

(1) Eine beim Inkrafttreten dieses Gesetzes be­
stehende Unterhaltungslast bleibt zunächst aufrecht­
erhalten. Sie geht am 1. Januar 1964 auf den nach 
diesem Gesetz zuständigen Träger über, soweit nicht 
bis dahin eine abweichende Regelung nach Art. 44 
Abs. 1 oder 3 getroffen ist.

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehenden, auf besonderen Titeln beruhenden 
Verpflichtungen zur Unterhaltung von Gewässern, 
von Wasserbenutzungsanlagen und von sonstigen 
Anlagen in oder an Gewässern, sowie zur Leistung 
von Beiträgen für die Unterhaltung von Gewässern 
bleiben unberührt.

Abschnitt II 
Ausbau

Art. 54 
Ausbaupflicht

(1) Der Träger der Unterhaltungslast (Art. 43 
Abs. 1) ist zum Ausbau des Gewässers verpflichtet, 
soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert und 
die Finanzierung des Ausbaues gesichert ist. Art. 
43 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Der Ausbau von Wildbächen, der Bau und 
die Bewirtschaftung von Speichern, die überwiegend 
dem. Hochwasserschutz, der Niederwasseraufbesse­
rung oder der öffentlichen Wasserversorgung dienen, 
sowie die Unterhaltung der ausgebauten Wildbach­
strecken und der Speicher obliegt an Stelle des Trä­
gers der Unterhaltungslast dem Freistaat Bayerh.

Art. 55
Schadenverhütende Einrichtungen

Wer ein Gewässer ausbaut, kann verpflichtet 
werden, Einrichtungen herzustellen und zu unter­
halten, die
1. das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 

durch den Ausbau verursachten Änderungen an 
öffentlichen Verkehrs- und Versorgungseinrich­
tungen erfordern, oder

2. nachteilige Wirkungen auf das Recht eines 
anderen oder nachteilige Wirkungen im Sinne 
des Art. 18 Abs. 1 ausschließen.
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Art. 56
Ausgleich von Schäden

Soweit in den Fällen des Art. 55 Nr. 2 Ein­
richtungen der dort bezeichneten Art mit dem Aus­
bau nicht vereinbar oder wirtschaftlich nicht ver­
tretbar sind, kann der von der nachteiligen Wirkung 
Betroffene vom Unternehmer den Ausgleich der 
Schäden verlangen. Dient der Ausbau nicht dem 
Wohle der Allgemeinheit, so kann der Betroffene 
dem Ausbau widersprechen.

Art. 57
Kosten des Ausbaus, Vorteilsausgleich 
Anwendung von Vorschriften über die 

Unterhaltung

(1) Die Kosten des Ausbaus trägt der Unter­
nehmer.

(2) Ist der Unternehmer zum Ausbau verpflich­
tet, so kann er von denen, die von dem Ausbau Vor­
teile haben, je nach ihrem Vorteil (Nutzungsmeh­
rung, Schadensabwehr), Beiträge verlangen. Ist die 
Finanzierung des Ausbaues (Art. 54 Abs. 1) des­
wegen nicht gesichert, weil die Beiträge nicht oder 
nicht rechtzeitig geleistet werden, so können die ört­
lich zuständigen Gemeinden diese Beiträge über­
nehmen. Der den Gemeinden erwachsende Aufwand 
kann auf die nach Satz 1 Verpflichteten umgelegt 
werden.

(3) Erlangt jemand durch einen Ausbau, der 
in einem anderen Bundesland durchgeführt wird, 
einen Vorteil, so ist er verpflichtet, auf Verlangen 
der zuständigen Behörde des Landes, in dem der 
Ausbau durchgeführt wird, nach den Bestimmun­
gen des dortigen Rechts Kostenbeiträge zu leisten. 
Das gilt nur, soweit Gegenseitigkeit besteht.

(4) Die Art. 48 Abs. 1 und 3, 49, 51 und 52 gel­
ten sinngemäß.

Art. 58
(zu § 31 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Planfeststellung

(1) Die Planfeststellung ersetzt alle nach lan­
desrechtlichen anderen Vorschriften notwendigen 
öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihun­
gen, Erlaubnisse oder Zustimmungen.

(2) Der festgestellte Plan tritt außer Kraft, 
wenn mit seiner Ausführung nicht innerhalb der 
von der Planfeststellungsbehörde bestimmten Frist 
begonnen oder wenn der Plan nicht fristgemäß zu 
Ende geführt wird. Die Fristen können bis zu ins­
gesamt fünf Jahren verlängert werden.

(3) Die Planfeststellung ist zu versagen, wenn 
von dem Ausbau eine Beeinträchtigung des Wohles 
der Allgemeinheit zu erwarten ist, die nicht durch 
Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausge­
glichen werden kann, oder wenn dem Ausbau nach 
Art. 56 Satz 2 widersprochen wird.

(4) Dient der Ausbau dem Wohle der Allge­
meinheit und ist der Plan unanfechtbar geworden, 
so sind Ansprüche auf Beseitigung oder Änderung 
des Unternehmens ausgeschlossen. Für nachträgliche 
Entscheidungen im Planfeststellungsverfahren gilt 
§ 10 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes entsprechend. Art. 56 Satz 1 ist anzu­
wenden.

(5) Ist für ein Vorhaben, mit dem ein Ausbau 
verbunden ist, ein Planfeststellungsverfahren hach 
§ 31 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach ande­
ren Vorschriften durchzuführen, so stellt eine nach 
diesen Vorschriften zuständige Landesbehörde auch 
den Plan nach § 31 des Wasserhaushaltsgesetzes fest.

Fünfter Teil

Anlagen in oder an Gewässern,
Sicherung des Wasserabflusses

Abschnitt I
Anlagen in oder an Gewässern

Art. 59 

Genehmigung

(1) Anlagen in oder an Gewässern erster und 
zweiter Ordnung, die nicht der Benutzung, der Un­
terhaltung oder dem Ausbau des Gewässers die­
nen, insbesondere

1. Gebäude, Brücken, Stege und Fähren,
2. Überführungen (Gas-, Wasser-, Drahtleitungen),
3. Unterführungen (Düker),
4. Hafen- und Ländeanlagen,
5. Bade-, Wasch- und Bootshäuser

dürfen nur mit Genehmigung der Kreisverwaltungs­
behörde errichtet oder wesentlich geändert werden. 
Anlagen an Gewässern sind solche, die weniger als 
sechzig Meter von der Uferlinie entfernt sind und 
andere Anlagen, die die Unterhaltung oder den Aus­
bau beeinträchtigen können oder die in eingedeich­
ten Gebieten errichtet werden.

(2) Die Regierungen können durch Verordnung 
die Genehmigungspflicht auch für Gewässer dritter 
Ordnung oder Teile davon begründen, wenn und 
soweit das aus Gründen der Wasserwirtschaft — 
insbesondere der Unterhaltung und des Ausbaus —, 
der öffentlichen Sicherheit, des öffentlichen Ver­
kehrs oder des Schutzes von Leben, Gesundheit oder 
Eigentum geboten ist.

(3) Einer Genehmigung bedarf auch die Ände­
rung von Anlagen, die der Benutzung von Gewäs­
sern dienen, soweit nicht die Änderung eine Er­
laubnis oder Bewilligung nach §§ 3, 7 und 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes erfordert oder die Benut­
zung im Rahmen des Eigentümer- oder Anlieger­
gebrauches bleibt.

(4) Die Genehmigung kann befristet werden. Sie 
darf nur versagt, an Bedingungen und Auflagen 
geknüpft oder zurückgenommen werden, soweit das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die in Abs. 2 
aufgezählten Gründe, es erfordern. Bei der Ent­
scheidung ist auch das öffentliche Interesse an der 
Errichtung oder am Fortbestand der Anlagen zu 
berücksichtigen.

(5) In der Genehmigung kann die Zustimmung 
der Kreisverwaltungsbehörde zur Beseitigung der 
Anlagen Vorbehalten werden.

(6) Art. 20 Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß.
(7) Ist ein baurechtliches Verfahren durchzu­

führen, so ist hiebei auch über die Genehmigung 
nach diesem Artikel zu entscheiden.

Art. 60

Hafen- und Ländeordnungen

Zum Schutze von Leben, Gesundheit und Eigen­
tum oder Besitz und zur Erhaltung der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs kann die Kreisver­
waltungsbehörde Verordnungen über die Benutzung 
von Hafen- und Ländeanlagen (Hafen- und Lände­
ordnungen) erlassen. Dabei ist vorzuschreiben, wem 
jeweils der Vollzug der Hafen- und Ländeordnung 
obliegt. Abweichend von Art. 75 Abs. 1 können in­
soweit auch Gemeinden oder staatliche Hafenbehör­
den als Vollzugsbehörde bestimmt werden.
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Abschnitt II

Sicherung des Wasserabflusses, 
Wasser und Eisgefahr

Erster Titel
Sicherung des Wasserabflusses

Art. 61
(zu § 32 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Überschwemmungsgebiete

(1) Die Kreisverwaltungsbehörden setzen nach 
Anhörung der Kreistage durch Verordnung die 
Überschwemmungsgebiete fest. Die auf Grund bis­
herigen Rechts festgesetzten Überschwemmungsge­
biete gelten als solche im Sinne des § 32 des Was­
serhaushaltsgesetzes.

(2) Es ist verboten, im Überschwemmungsge­
biet Anlagen und Anpflanzungen, die nicht der Be­
nutzung, der Unterhaltung oder dem Ausbau die­
nen, zu errichten, durchzuführen oder wesentlich zu 
ändern. Die Kreisverwaltungsbehörde kann unter 
den erforderlichen Bedingungen und Auflagen Aus­
nahmen genehmigen, wenn und soweit dadurch der 
Wasserabfluß, die Höhe des Wasserstandes oder die 
Wasserrückhaltung nicht beeinflußt werden kön­
nen. Im Falle des Art. 75 Abs. 3 genehmigen die 
Regierungen die Ausnahme.

Art. 62
Freihaltung des Wasserabflusses

(1) Soweit es zur Sicherung des Hochwasser- 
abflusses im Überschwemmungsgebiet zwingend er­
forderlich ist, kann die Kreisverwaltungsbehörde 
anordnen, daß Hindernisse beseitigt, Eintiefungen 
aufgefüllt, Maßnahmen zur Verhütung von Auflan­
dungen getroffen werden, und daß die Bewirtschaf­
tung der Grundstücke an die Erfordernisse des Was­
serabflusses angepaßt wird.

(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 obliegen 
den Eigentümern oder Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke.

(3) Stellt eine Anordnung nach Abs. 1 eine Ent­
eignung dar, so ist dafür eine angemessene Ent­
schädigung zu leisten.

Art. 63
Wild abfließendes Wasser

(1) Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte 
eines Grundstücks darf
1. den außerhalb eines Bettes dem natürlichen Ge­

fälle folgenden Abfluß von Wasser, das auf sei­
nem Grundstück entspringt oder sich dort natür­
lich ansammelt (wild abfließendes Wasser) nicht 
so verändern, daß belästigende Nachteile für die 
tieferliegenden Grundstücke entstehen,

2. den natürlichen Zufluß wild abfließenden Was­
sers zu den tieferliegenden Grundstücken nicht 
so verändern, daß belästigende Nachteile für die 
höher liegenden Grundstücke entstehen.

(2) Wird eine solche Veränderung des natür­
lichen Zu- oder Abflusses durch Umstände herbei­
geführt, die der Eigentümer oder der Nutzungs­
berechtigte nicht zu vertreten hat, so ist er ver­
pflichtet, die Herstellung des ursprünglichen Zu­
standes durch den zu dulden, der durch die Ver­
änderung Nachteile erleidet. Für Schäden, die bei 
der Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes 
entstehen, ist dem Eigentümer oder Nutzungsberech­
tigten Ersatz zu leisten.

(3) Abweichungen von den Bestimmungen der 
Absätze 1 und 2 auf Grund von Privatrechtsverhält­
nissen bleiben unberührt.

(4) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere der Wasserwirtschaft und des öffent­
lichen Verkehrs, kann die Kreisverwaltungsbehörde 
eine Veränderung des Zu- und Abflusses und zu 
diesem Zweck auch eine andere Bewirtschaftung 
oder Bepflanzung von Grundstücken anordnen. 
Stellt die Anordnung eine Enteignung dar, so ist 
dafür eine angemessene Entschädigung zu leisten.

Zweiter Titel 
Wasser- und Eisgefahr

Art. 64
Verpflichtungen der Anlieger

Die Anlieger haben, soweit es zur Bekämpfung 
von Wasser- und Eisgefahr nötig ist, einen Ufer­
streifen von allen Hindernissen freizuhalten, die das 
Begehen, und an Gewässern erster Ordnung auch 
das Befahren der Anliegergrundstücke wesentlich 
erschweren oder unmöglich machen. Die Kreisver­
waltungsbehörde kann verlangen, daß die Anlieger 
solche Hindernisse beseitigen. Eingriffe, die das 
Landschaftsbild verunstalten oder gefährden wür­
den, dürfen nur angeordnet werden, soweit es die 
Abwehr von Wasser- und Eisgefahr zwingend er­
fordert.

Art. 65
Verpflichtungen der Unternehmer 

von Wasserbenutzungsanlagen
Soweit es die Abwehr von Wassergefahr er­

fordert, sind die Unternehmer von Wasserbenut­
zungsanlagen verpflichtet, ihre Anlagen einschließ­
lich der Nachrichtenmittel für eine Hochwasserrück­
haltung einzusetzen. Die Anordnungen über Beginn, 
Ausmaß und Durchführung der Hochwasserrückhal­
tung und über den Nachrichtendienst erläßt das 
Staatsministerium des Innern.

Art. 66
Verpflichtungen der Gemeinden

(1) Werden zur Abwendung von Wasser- und 
Eisgefahr unaufschiebbare Vorkehrungen notwen­
dig, so sind die benachbarten Gemeinden nach ihren 
Möglichkeiten und auf ihre Kosten zur Unterstüt­
zung der bedrohten Gemeinde verpflichtet. Sie ha­
ben insbesondere nach Bedarf Hilfskräfte, Materia­
lien, Werkzeuge, Geräte und Fahrzeuge zur Ver­
fügung zu stellen.

(2) Gemeinden, die erfahrungsgemäß von Über­
schwemmungen bedroht sind, haben dafür zu sor­
gen, daß ein Wach- und Hilfsdienst für Wasserge­
fahr (Wasserwehr, Dammwehr) eingerichtet wird; 
sie haben die hierfür erforderlichen Hilfsmittel 
(Abs. 1 Satz 2) bereitzuhalten.

Art. 67
Hochwassernachrichtendienst

(1) Zur Abwehr von Wasser- und Eisgefahr 
kann das Staatsministerium des Innern durch 
Rechtsverordnung einen von der Landesstelle 
für Gewässerkunde geleiteten Hochwasserbeobach- 
tungs-, Melde- und Vorhersagedienst (Hochwasser­
nachrichtendienst) einrichten.

(2) Die Verordnung kann vorsehen, daß Kör­
perschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, 
Unternehmer von Wasserbenutzungsanlagen oder 
sonstigen Anlagen in oder an Gewässern oder Dritte 
für den Hochwasserbeobachtungs-, Melde- und 
Vorhersagedienst ihre dafür geeigneten Sachmittel 
zur Verfügung zu stellen oder Dienste zu leisten 
haben.
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Sechster Teil
Ge wässerau (Sicht, gewässerkundlichcr Dienst

Abschnitt I
Gewässeraufsicht 

Art. 68
Aufgaben und Zuständigkeit

(1) Die Gewässeraufsicht überwacht die Erfül­
lung der nach dem Wasserhaushaltsgesetz und die­
sem Gesetz bestehenden oder auf Grund dieser Ge­
setze begründeten öffentlich-rechtlichen Verpflich­
tungen.

(2) Die Gewässeraufsicht obliegt den Kreisver­
waltungsbehörden. Die technische Beaufsichtigung 
der Gewässer ist Aufgabe der Staatsbauverwaltung 
und ihres Gewässeraufsichtsdienstes. In den Berg­
baubetrieben obliegt die Gewässeraufsicht den 
Bergämtern.

(3) Die Kreisverwaltungsbehörden können im 
Rahmen des Abs. 1 Anordnungen für den Einzel­
fall, insbesondere auch zur Beseitigung rechtswid­
riger Anlagen, erlassen.

(4) § 21 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt sinn­
gemäß in den Fällen, in denen Gegenstand der Ge­
wässeraufsicht nicht eine Benutzung des Gewäs­
sers ist.

Art. 69 
Bauabnahme

(1) Baumaßnahmen, die einer Erlaubnis, Bewil­
ligung oder Genehmigung nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder nach diesem Gesetz bedürfen, sind 
nach Fertigstellung' von der Kreisverwaltungsbe­
hörde zu überprüfen, ob sie der erteilten Erlaub­
nis, Bewilligung oder Genehmigung entsprechend 
ausgeführt worden sind (Bauabnahme). Den Bau­
beginn und die Fertigstellung muß der Unterneh­
mer der Kreisverwaltungsbehörde anzeigen.

(2) Uber die beanstandungsfreie Abnahme ist 
eine Bescheinigung (Abnahmeschein) auszustellen. 
Werden trotz geringfügiger Abweichungen von der 
Erlaubnis, Bewilligung oder Genehmigung keine Be­
anstandungen erhoben, so hat der Abnahmeschein 
über den Umfang der Abweichungen und die Gründe 
der Nichtbeanstandung Feststellungen zu treffen.

(3) Bauabnahmen auf Grund anderer Vorschrif­
ten bleiben unberührt.

Art. 70 
Wasserschau

(1) Zur Überwachung der Benutzung, Reinhal­
tung und Unterhaltung sollen die Gewässer regel­
mäßig besichtigt werden.

(2) Die näheren Bestimmungen über die Wasser­
schau trifft das Staatsministerium des Innern.

Abschnitt II
Gewässerkundlicher Dienst 

Art. 71
Besondere Pflichten im Interesse der Gewässer­

kunde
(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit er­

fordert, sind die Eigentümer oder Nutzungsberech­
tigten von Grundstücken, Wasserbenutzungsanlagen 
oder sonstigen Anlagen in oder an einem Gewässer 
verpflichtet, die Errichtung, den Betrieb oder die 
Mitbenutzung gewässerkundlicher Meßanlagen (Pe­
gel. Abfluß-, Grundwasser- und ähnlichen Meßstel­
len) auf ihren Grundstücken oder Anlagen zu dulden.

(2) Handlungen, die geeignet sind, den Bestand 
oder Betrieb gewässerkundlicher Meßanlagen zu

beeinträchtigen, können von der Kreisverwaltungs­
behörde untersagt werden.

(3) Entstehen wegen der Verpflichtungen nach 
Abs. 1 den Eigentümern oder Nutzungsberechtigten 
von Grundstücken Schäden, so haben sie Anspruch 
auf angemessene Entschädigung.

Siebenter Teil 
Enteignung

Art. 72
Zulässigkeit der Enteignung

(1) Im Interesse einer geordneten Wasserwirt­
schaft, der Unterhaltung und des Ausbaus der Ge­
wässer, der Schiff- und Floßfahrt und der Trift, 
zur Förderung der Teichwirtschaft, zur Ermögli­
chung und Erleichterung der Gewässerbenutzung, 
der Aussiedlung aus Uberschwemmungs- und Was­
serschutzgebieten, zur Errichtung, zum Betrieb und 
zur Unterhaltung von Anlagen für die Gewässer­
benutzung, die Wasserversorgung, die Abwasserbe­
seitigung und die Be- und Entwässerung und zur 
Mitbenutzung solcher Anlagen durch Dritte können,
1. das Eigentum an Grundstücken und Grund­

stücksteilen,
2. grundstücksgleiche Rechte, Dienstbarkeiten, 

Reallasten und sonstige dingliche Rechte und
3. persönliche Rechte, die zum Besitz und zur Nut­

zung von Grundstücken berechtigen oder die Be­
nutzung von Grundstücken beschränken

gegen angemessene Entschädigung zwangsweise ent­
zogen oder belastet werden, soweit es das Wohl der 
Allgemeinheit erfordert. Die Entziehung oder Be­
lastung ist nur zulässig, wenn andere geeignete 
Grundstücke oder Rechte nicht zu angemessenem 
Preis im Wege des freihändigen Erwerbs beschafft 
oder im Tauschwege zur Verfügung gestellt werden 
können und wenn die Entziehung oder Belastung 
nicht bezüglich geeigneter Grundstücke im Eigen­
tum des Bundes, des Landes oder einer Gebietskör­
perschaft möglich ist.

(2) Eine Enteignung zugunsten natürlicher Per­
sonen oder juristischer Personen des Privatrechts 
ist im übrigen nur zulässig, wenn feststeht, daß 
Mittel für die Entschädigung und für die Durch­
führung des Unternehmens, dem die Enteignung 
dienen soll, vorhanden sind. Sicherheitsleistung kann 
verlangt werden.

(3) Für Art und Ausmaß der Entschädigung gel­
ten § 20 des Wasserhaushaltsgesetzes und Art. 74.

(4) Fallen die Voraussetzungen der Enteignung 
nachträglich fort, so hat der Enteignete gegen an­
teilige Herausgabe der Entschädigung einen An­
spruch auf Wiederherstellung des früheren Rechts­
zustandes. Der Anspruch verjährt drei Jahre, nach­
dem der Enteignete Kenntnis von dem Wegfall der 
Voraussetzungen erlangt hat. Der Anspruch kann 
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn seit der 
Enteignung zehn Jahre verstrichen sind.

Art. 73
Vorläufige Besitzeinweisung und Vorarbeiten

(1) Hat die Regierung die Weisung zur Eröff­
nung des Enteignungsverfahrens (Art. 86 Abs. 1 
Satz 1) erteilt und ist die sofortige Durchführung 
des Unternehmens aus. Gründen des Wohles der 
Allgemeinheit geboten, so kann die Kreisverwal­
tungsbehörde den Enteignungsberechtigten auf sei­
nen Antrag vorläufig in den Besitz des Grundstücks 
einweisen. Damit darf der Enteignungsberechtigte ge­
mäß dem Enteignungszweck das Grundstück benüt­
zen. Der Betroffene ist zu hören. Die vorläufige Be­
sitzeinweisung ist nur gegen angemessene Entschä­
digung zulässig.
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(2) Schon vorher kann die Kreisverwaltungs­
behörde auf Antrag des Enteignungsberechtigten 
anordnen, daß der Eigentümer oder sonst Berech­
tigte gegen angemessene Entschädigung zu dulden 
hat, daß auf seinen Grundstücken Vermessungen, 
Bodenuntersuchungen und andere zur Vorbereitung 
des Unternehmens erforderliche Vorarbeiten vorge­
nommen werden.

Achter Teil 
Entschädigung

Art. 74
(zu § 20 des Wasserhaushaltsgesetzes)
Art und Ausmaß der Entschädigung, 

Entschädigungspflichtiger
(1) Für Entschädigungen nach diesem Gesetz 

gilt § 20 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechend.
(2) Eine Entschädigung nach dem Wasserhaus­

haltsgesetz oder diesem Gesetz ist zunächst durch 
wasserwirtschaftliche oder andere Maßnahmen zu 
leisten, wenn das dem Entschädigungspflichtigen 
wirtschaftlich zumutbar ist.

(3) Kann auf Grund einer nach dem Wasser­
haushaltsgesetz oder diesem Gesetz entschädigungs- 
pflichtigen Handlung ein Triebwerk seine Wasser­
kraft nicht mehr im bisherigen Umfange verwerten, 
so kann festgesetzt werden, daß zur Entschädigung 
elektrische Arbeit zu liefern ist, wenn die Entschä­
digungspflicht einem Energieversorgungsunterneh­
men obliegt, die entschädigungspflichtige Handlung 
der Energieversorgung dient und die Lieferung elek­
trischer Arbeit wirtschaftlich zumutbar ist. Die tech­
nischen Voraussetzungen für die Lieferung der elek­
trischen Arbeit hat der Entschädigungspflichtige auf 
seine Kosten zu schaffen.

(4) Wird die Nutzung eines Grundstücks durch 
den entschädigungspflichtigen Vorgang unmöglich 
gemacht oder erheblich erschwert oder kann das 
Grundstück nach seiner bisherigen Bestimmung 
nicht mehr zweckmäßig benutzt werden, so kann 
der Grundstückseigentümer an Stelle einer Ent­
schädigung verlangen, daß der Entschädigungspflich­
tige das Grundstück zum gemeinen Wert erwirbt.

(5) Die auf dem Wasserhaushaltsgesetz oder die­
sem Gesetz beruhenden Entschädigungen sind, so­
weit nichts anderes bestimmt ist, von dem zu lei­
sten, der durch den entschädigungspflichtigen Vor­
gang unmittelbar begünstigt ist.

Neunter Teil 
Zuständigkeit und Verfahren

Abschnitt I 
Zuständigkeit

Art. 75
Untere Verwaltungsbehörden

(1) Der Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieser Gesetze 
erlassenen Verordnungen ist grundsätzlich Aufgabe 
des Staates. Er obliegt, soweit nichts anderes be­
stimmt ist, den Kreisverwaltungsbehörden.

(2) Wären hiernach in derselben Sache mehrere 
Behörden örtlich zuständig, so ist die Behörde zu­
ständig, in deren Bereich der Schwerpunkt der Sache 
liegt. Im Zweifel entscheidet darüber die gemein­
same nächsthöhere Stelle. Ist auch eine Behörde 
eines anderen Landes zuständig,^ so kann das Staats­
ministerium des Innern durch Vereinbarung mit der 
obersten Wasserrechtsbehörde dieses Landes die 
gemeinsame nach Satz 1 zuständige Behörde be­
stimmen.

(3) Ist eine Verordnung, zu deren Erlaß nach 
diesem Gesetz die Kreisverwaltungsbehörden zu­
ständig sind, für das Gebiet mehrerer Kreisverwal­
tungsbehörden erforderlich, so hat sie die Regie­
rung zu erlassen. Gehören die Kreisverwaltungsbe­
hörden verschiedenen Regierungsbezirken an, so er­
läßt das Staatsministerium des Innern die Verord­
nung.

(4) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die 
Benutzung von Gewässern vor, so entscheiden die 
Bergämter im Einvernehmen mit den Kreisverwal­
tungsbehörden über die Erlaubnis und über die Be­
willigung. Sie entscheiden auch über die Benutzung 
von Grubenwässern für andere als bergbauliche 
Zwecke.

Art. 76 
Aufsicht

Die Aufsicht über den Vollzug des Wasserhaus­
haltsgesetzes und dieses Gesetzes obliegt den Re­
gierungen und, soweit die Bergämter zuständig sind, 
dem Oberbergamt. Die Oberaufsicht führt 
das übergeordnete Staatsministerium.

Abschnitt II 
Verfahren

Erster Titel
Allgemeine Bestimmungen 

Art. 77
Allgemeines Verwaltungsverfahren

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, regelt 
sich das Verfahren der Verwaltungsbehörden zum 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Ge­
setzes nach den Vorschriften dieses Titels.

(2) Die für die Entscheidung der Verwaltungs­
behörde erforderlichen Pläne mit Beilagen hat der 
vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in 
dessen Interesse sie ergehen soll. Art und Zahl der 
in den einzelnen Verfahren erforderlichen Pläne 
und Beilagen bestimmt das Staatsministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung.

Art. 78
Ermittlung des Sachverhalts, rechtliches Gehör

(1) Die Verwaltungsbehörde ermittelt den Sach­
verhalt von Amts wegen.

(2) Die Beteiligten sowie die Behörden und Ge­
meinden, deren Bereich durch das Unternehmen 
berührt wird, sind zu hören.

(3) Beteiligt ist, wer innerhalb der Bundes­
republik Deutschland durch das Unternehmen be­
einträchtigt werden kann.

(4) Das Unternehmen ist in den Amtsblättern 
der Verwaltungsbehörden bekanntzumachen, in 
deren Amtsbezirken es sich auswirkt. In der Be­
kanntmachung ist darauf hinzuweisen, daß
1. Pläne mit Beilagen, aus denen sich Art und Um­

fang des Unternehmens ergeben, während eines 
Monats bei der Verwaltungsbehörde oder einer 
von ihr bestimmten Stelle ausliegen und

2. Einwendungen gegen das Unternehmen bei der 
Verwaltungsbehörde zur Vermeidung des Aus­
schlusses spätestens innerhalb eines Monats nach 
Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur 
Niederschrift zu erheben sind.

(5) Den Beteiligten, die der Behörde bekannt 
sind, soll die Bekanntmachung (Abs. 4) zugestellt 
werden.
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Art. 79
Mündliche Verhandlung

(1) Ist die Frist des Ari. 78 Abs. 4 Nr. 2 abge­
laufen, so hat die Verwaltungsbehörde mit den 
Beteiligten über den Antrag und die Einwendungen 
in der Regel mündlich zu verhandeln. Kommt keine 
Einigung zustande, so ist in dem Bescheid auch über 
die Einwendungen zu entscheiden. Sind dabei Privat­
rechte streitig, so kann den Beteiligten aufgegeben 
werden, zuvor eine Entscheidung des ordentlichen 
Gerichts herbeizuführen.

(2) Mehreren im gleichen Interesse Beteiligten 
kann aufgetragen werden, einen gemeinsamen Be­
vollmächtigten zu bestellen, soweit sie nicht bereits 
vertreten sind. Kommen die nichtvertretenen Betei­
ligten der Aufforderung in einer ihnen gesetzten 
Frist nicht nach, so kann er von Amts wegen bestellt 
werden. Das Recht eines jeden Beteiligten, sich selbst 
zu vertreten oder vertreten zu lassen, bleibt un­
berührt.

Art. 80 
Entscheidung

(1) Die Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
ergeht durch schriftlichen Bescheid, der zy begrün­
den ist.

(2) Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbe­
lehrung zu versehen und dem Antragsteller und 
den Beteiligten, über deren Einwendungen entschie­
den worden ist, gegen Nachweis zuzustellen. Ist we­
gen der Zahl der Beteiligten die Zustellung untun­
lich, so kann statt dessen eine Ausfertigung des Be­
scheides in den Gemeinden, in deren Bereich der 
Bescheid wirkt, ein Monat zur Einsicht ausgelegt 
werden. Den Beteiligten ist mitzuteilen, daß über 
ihre Einwendungen entschieden ist; dabei sind ihnen 
Zeit und Ort der Auslegung und die Rechtsmittel- 
belehrung bekanntzugeben. Der Lauf der Rechts­
mittelfrist beginnt mit dem Ablauf der Auslegungs­
frist.

Art. 81
Vorläufige Anordnung, Beweissicherung

(1) Aus Gründen des Wohles der Allgemeinheit 
kann die Verwaltungsbehörde im Vollzug des Was­
serhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes die dem 
augenblicklichen Erfordernis entsprechenden vorläu­
figen Anordnungen treffen. Diese sind zu befristen.

(2) Zur Feststellung von Tatsachen, die für eine 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Ge­
setz zu treffende Entscheidung von Bedeutung sein 
können, kann die Verwaltungsbehörde das Erfor­
derliche anordnen, wenn sonst die Feststellung un­
möglich oder wesentlich erschwert würde.

Art. 82
Sicherheitsleistung

(1) Zur Erfüllung von Bedingungen, Auflagen 
und sonstigen Verpflichtungen kann die Verwal­
tungsbehörde Sicherheitsleistung verlangen, soweit 
eine solche erforderlich ist. Die §§ 232, 234 bis 240 
des Bürgerlichen Gesetzbuches sind entsprechend 
anzuwenden.

(2) Art und Ausmaß der Sicherheitsleistung und 
die Hinterlegungsstelle werden von der Verwal­
tungsbehörde bestimmt.

(3) Ist der Grund für die Sicherheitsleistung 
weggefallen, so hat die Verwaltungsbehörde die 
Rüdegabe der Sicherheit anzuordnen.

Zweiter Titel 
Besondere Bestimmungen

Art. 83
(zu § 9 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Bewilligungsverfahren

(1) Im Bewilligungsverfahren muß die Bekannt­
machung (Art. 78 Abs. 4) auch den Hinweis enthal­
ten, daß
1. der Betroffene nach Fristablauf nur noch solche 

Einwendungen wegen nachteiliger Wirkungen der 
Benutzung geltend machen kann, die er nicht 
voraussehen konnte (§ 10 Abs. 2 des Wasser­
haushaltsgesetzes),

2. vertragliche Ansprüche durch die Bewilligung 
nicht ausgeschlossen werden (§ 11 Abs. 2 des 
W asserhaushaltsgesetzes).

(2) Der Bescheid (Art. 80) hat auch zu enthal­
ten:
1. die genaue Bezeichnung des bewilligten Rechts 

nach Art, Umfang und Zweck und des der Be­
nutzung zugrunde liegenden Planes,

2. die Dauer der Bewilligung,
3. die Benutzungsbedingungen und Auflagen und, 

soweit veranlaßt, den Vorbehalt nachträglicher 
Auflagen (§ 10 Abs. 1 des Wasserhaushaltsge­
setzes),

4. die Frist für den Beginn der Benutzung,
5. die Festsetzung einer Entschädigung, soweit sie 

nicht einem späteren Verfahren Vorbehalten wird.

Art. 84
Erlaubnisverfahren

(1) Art. 83 gilt für das Erlaubnisverfahren sinn­
gemäß.

(2) Auf die beschränkte Erlaubnis und auf die 
Erlaubnis zur Fortsetzung einer alten Benutzung im 
Sinne von § 17 des Wasserhaushaltsgesetzes sind 
mit Ausnahme von Art. 78 Abs. 1 die Art. 78 und 
79 nicht anzuwenden. Sind Beteiligte der Behörde 
bekannt, so sind sie zu hören.

(3) Auf das Plangenehmigungsverfahren sind 
mit Ausnahme von Art. 78 Abs. 1 die Art. 78 und 79 
ebenfalls nicht anzuwenden. Wenn zweifelhaft ist, 
ob mit Einwendungen zu rechnen ist (§ 31 Abs. 1 
Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes), so ist nach 
Art. 78 Abs. 4 zu verfahren.

Art. 85
Erlaß von Verordnungen

(1) Erlassen die Regierungen oder die Kreis­
verwaltungsbehörden eine Verordnung nach den 
Artikeln 22. 23. 27 Abs. 5, 28 Abs. 3. 35 Abs. 2, 36, 40 
Abs. 1 Satz 2, 43 Abs. 4, 52, 57 Abs. 4, 59 Abs. 2, 60 
und 61 Abs. 1, so sind die Artikel 51, 52 Abs. 1, 57 
bis 59 Abs. 2, 3 und 6, 60 und 61 Abs. 2 des Lan- 
desstraf- und Verordnungsgesetzes und, wenn Ver­
stöße gegen die Verordnung als Ordnungswidrig­
keiten mit Geldbuße bedroht sind, auch dessen Ar­
tikel 53 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3, 54 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 1 und 3, 56 Satz 1 und 59 Abs. 5 und 7 
entsprechend anzuwenden.

(2) Erläßt ein Staatsministerium eine solche Ver­
ordnung, so sind die Art. 49 bis 52 Abs. 1, 58 und 
59 Abs. 4, 5 und 7 des Landesstraf- und Verord­
nungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(3) Lassen sich die Grenzen des Geltungsbereichs 
einer Verordnung nicht hinreichend deutlich be­
schreiben, so kann in der Verordnung auf ent­
sprechende Pläne Bezug genommen werden, die der



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 12/1962 157

Allgemeinheit zugänglich sein müssen. Außerdem 
sind, soweit erforderlich, diese Grenzen durch den, 
in dessen Interesse eine Verordnung erlassen wur­
de, sonst durch die erlassende Behörde, in der Na­
tur in geeigneter Weise kenntlich zu machen.

Art. 86
Enteignungsverfahren

(1) Vor Durchführung des Enteignungsverfah­
rens erteilt die Regierung die Weisung zur Eröff­
nung des Enteignungsverfahrens. Für das Enteig­
nungsverfahren gelten die Artikel 6 Satz 1, 8 bis 10 
und 12 des Gesetzes über die Enteignung aus Grün­
den des Gemeinwohls.

(2) Wird die Abtretungspflicht nach Art und 
Umfang von dem Betroffenen anerkannt, so ist nur 
das Entschädigungsverfahren nach den Artikeln 17 
bis 21 des Gesetzes zur Ausführung der Zivilpro­
zeßordnung und Konkursordnung durchzuführen. 
§ 20 des Wasserhaushaltsgesetzes und Art. 74 sind 
entsprechend anzuwenden.

Art. 87
Entschädigungsverfahren

(1) Unbeschadet des Art. 86 wird eine nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Gesetz zu lei­
stende Entschädigung auf Antrag eines Beteiligten 
von der Kreisverwaltungsbehörde nach § 20 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und Art. 74 durch Schät­
zung festgesetzt.

(2) Die Art. 17 Abs. 1 Satz 2 und 3, 18 bis 20, 
21 Abs. 1 und 26 des Gesetzes zur Ausführung der 
Zivilprozeßordnung und Konkursordnung sind ent­
sprechend anzuwenden.

(3) Die Kosten des Verfahrens hat der Ent­
schädigungspflichtige zu tragen. Art. 2 Abs. 3 des 
Kostengesetzes gilt entsprechend.

Zehnter Teil 
Wasserbuch

Art. 88
(zu § 37 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Wasserbuchbehörde
Die Kreisverwaltungsbehörde führt für ihren 

Amtsbereich das Wasserbuch getrennt nach ober­
irdischen Gewässern und Grundwasser.

Art. 89
Inhalt und Wirkung der Eintragung

(1) Die Eintragung in das Wasserbuch soll den we­
sentlichen Inhalt des eintragungsfähigen Rechts­
verhältnisses (§ 37 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgeset­
zes) wiedergeben.

(2) Entstehung, Abänderung und Untergang ein­
tragungsfähiger Rechtsverhältnisse bleiben durch die 
Eintragung ins Wasserbuch unberührt.

Art. 90
Eintragung von Amts wegen

Erlaubnisse (§ 7 des Wasserhaushaltsgesetzes), Be­
willigungen (§ 8 des Wasserhaushaltsgesetzes), alte 
Rechte und Befugnisse, die bekannt sind (§ 16 Abs. 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes), Wasserschutzgebiete 
(§ 19 des Wasserhaushaltsgesetzes) und Überschwem­
mungsgebiete (§ 32 des Wasserhaushaltsgesetzes) sind 
von Amts wegen einzutragen.

Art. 91
Eintragung auf Antrag

Alte Rechte und Befugnisse, die nicht unter Art. 90 
fallen, sind auf Antrag oder auf Anmeldung nach 
§ 16 Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ein­
zutragen.

Art. 92
Voraussetzung der Eintragung, 

behauptete Rechte
(1) Die Eintragung kann erst erfolgen, wenn ein 

hinreichender Nachweis für das einzutragende 
Rechtsverhältnis vorliegt.

(2) Alte Rechte und Befugnisse, die nicht hin­
reichend nachgewiesen werden, sind als behauptete 
Rechte und Befugnisse einzutragen.

(3) Die Eintragung von Rechten und Befugnissen 
soll unterbleiben, wenn ihr Fortbestand offenbar 
unmöglich ist.

Art. 93
Einrichtung und Führung

Das Nähere über die Einrichtung und Führung des 
Wasserbuches, insbesondere über das Verfahren und 
den Inhalt der Eintragung und über beizunehmende 
Pläne regelt das Staatsministerium des Innern durch 
Rechtsverordnung.

Art. 94
Einsicht und Auszüge

Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, darf das 
Wasserbuch und seine Beilagen einsehen und be­
glaubigte Auszüge daraus verlangen.

Elfter Teil 

Bußgeldbestimmung

Art. 95
Ordnungswidrigkeiten

(1) Abgesehen von den Fällen des § 41 des Wasser­
haushaltsgesetzes handelt ordnungswidrig, wer vor­
sätzlich oder fahrlässig
1. zur Bestimmung der Uferlinie angebrachte Zei­

chen (Art. 12 Abs. 2), ferner eingebaute Fest­
punkte, aufgestellte Flußeinteilungszeichen, Hö­
henmaße, Pegel und andere Meßeinrichtungen 
(Art. 14 Abs. 1 Satz 1, 31 Abs. 1 und 71 Abs. 1) ent­
fernt, abändert oder beschädigt,

2. ohne die erforderliche Genehmigung oder unter 
Nichtbefolgen einer Auflage
a) die Schiff- und Floßfahrt ausübt (Art. 27 Abs. 4),
b) eine Stauanlage dauernd außer Betrieb setzt 

oder beseitigt (Art. 32),
c) die in Art. 59 Abs. 1 bis 3 und 61 Abs. 2 auf­

geführten Anlagen und Anpflanzungen errich­
tet, anlegt oder wesentlich verändert,

3. einer Verordnung
a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 22),
b) über die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt 

(Art. 27 Abs. 5),
c) über die Ausübung der Trift (Art. 28 Abs. 3),
d) zum Schutz von Wasser- und Quellenschutz­

gebieten (Art. 35 Abs. 2 und 40 Abs. 1 Satz 2),
e) zum Schutz von Wasserversorgungs- oder Ab­

wasserbeseitigungsanlagen sowie des für die 
Wasserversorgung bestimmten Wassers (Art. 36),

f) über Anlagen zur Lagerung oder Beförderung 
flüssiger oder gasförmiger Stoffe (Art. 37 Abs. 5),

g) zur Regelung der Unterhaltung an Gewässern 
dritter Ordnung (Art. 43 Abs. 4),

h) zum Schutz baulicher Anlagen, die der Unter­
haltung oder dem Ausbau eines Gewässers 
dienen (Art. 52 und 57 Abs. 4),

i) über die Benutzung von Hafen- und Lände­
anlagen (Art. 60),

k) über den Hochwassernachrichtendienst 
(Art. 67 Abs. 2)

zuwiderhandelt, sofern die Verordnung ausdrück­
lich auf diese Bußgeldbestimmung verweist,
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4. den Anzeigepflichten nach Art. 34 Abs. 1 und 37-
Abs. 1 und 4 nicht nachkommt,

5. einer Anordnung
a) zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen 

(Art. 40 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2),
b) zum Schutz baulicher Anlagen, die der Unter­

haltung oder dem Ausbau eines Gewässers 
dienen (Art. 52 und 57 Abs. 4),

c) zur Sicherung des Hochwasserabflusses (Art. 62 
Abs. 1),

d) über die Hochwasserrückhaltung (Art. 65 Satz 2),
e) über den Hochwassernachrichtendienst (Art. 67 

Abs. 2),
f) zur Gewässeraufsicht (Art. 68 Abs. 3),
g) zum Schutz gewässerkundlicher Meßanlagen 

(Art. 71 Abs. 2),
h) zur vorläufigen Regelung eines Zustandes 

(Art. 81 Abs. 1) oder zur Beweissicherung 
(Art. 81 Abs. 2)

zuwiderhandelt, sofern die Anordnung ausdrücklich 
auf diese Bußgeldbestimmung verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor­
sätzlich begangen wird, mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig be­
gangen wird, mit einer Geldbuße bis zu fünftausend 
Deutsche Mark geahndet werden.

(3) § 42 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt ent­
sprechend.

(4) Die Verfolgung einer Ordnungswidrigkeif ver­
jährt in zwei Jahren.

Zwölfter Teil

Übergangs- und Sehlußbestimmungen

Art. 96
(zu § 15 des Wasserhaushaltsgesetzes)

Alte Rechte und alte Befugnisse

(1) In den Fällen des § 15 Abs. 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ist eine Erlaubnis oder Bewilligung 
nicht erforderlich, wenn bis spätestens 1. März 1965 
rechtmäßige Anlagen für die Wasserbenutzung vor­
handen sind. Als Recht im Sinne des Landeswasser­
gesetzes gilt auch die Rechtsstellung nach Art. 207 
des Wassergesetzes vom 23. März 1907.

(2) Außer in den Fällen des § 15 Abs. 1 und 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes bedürfen keiner Erlaubnis 
oder Bewilligung Gewässerbenutzungen im Sinne 
des § 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, die auf Grund 
eines förmlichen Verfahrens nach den bisher gelten­
den Vorschriften, insbesondere nach Maßgabe der 
Art. 19, 37 mit 39, 42 und 45 mit 47 des Wassergeset­
zes vom 23. März 1907 zugelassen worden sind. Abs. 1 
Satz 1 gilt entsprechend.

(3) Unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ist auch der sich 
aus dem Wassergesetz vom 23. März 1907 ergebende 
zeitliche Umfang des Rechts zu berücksichtigen.

(4) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an­
hängigen Verfahren findet das vor dem 1. März 1960 
geltende Recht Anwendung, wenn die nach dem Was­
sergesetz vom 23. März 1907 und den dazu ergange­
nen Vollzugsverordnungen zuständige Behörde be­
reits vor diesem Zeitpunkt eine Sachentscheidung 
getroffen hat.

Art. 97
(zu § 16 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse

Die öffentliche Aufforderung im Sinne von § 16 
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes wird durch das 
Staatsministerium des Innern im Staatsanzeiger er­
lassen.

Art. 98
Vorkehrungen bei Erlöschen 

alter Rechte oder alter Befugnisse
Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis ganz 

oder teilweise erloschen, so gilt Art. 20 sinngemäß.

Art. 99
Alte Erlaubnisse

Eine Planfeststellung nach § 31 des Wasserhaus­
haltsgesetzes oder eine Genehmigung nach Art. 59 ist 
nicht erforderlich für bauliche Maßnahmen, die auf 
Grund von Erlaubnissen nach den Artikeln 77 oder 78 
des Wassergesetzes vom 23. März 1907 binnen fünf 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtmäßig 
ausgeführt sind.

Art. 100
Bundeswasserstraßen

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Bundes an 
den Bundeswasserstraßen werden durch dieses Ge­
setz nicht berührt.

Art. 101
Einschränkung von Grundrechten

Dieses Gesetz schränkt die Grundrechte der Un­
verletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums ein 
(Art. 13, 14 des Grundgesetzes; Art. 103, 106 der 
Bayer. Verfassung).

Art. 102
Änderung von Vorschriften

(1) In Vorschriften, in denen auf Bestimmungen 
des Wassergesetzes vom 23. März 1907, der Vollzugs­
verordnung zum Wassergesetz vom 1. Dezember 1907 
oder der Vollzugsbekanntmachung zum Wassergesetz 
vom 3. Dezember 1907 Bezug genommen ist, treten 
an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes.

(2) 1. Art. 77 Ziff. 1 des Straßen- und Wegegeset­
zes vom 11. Juli 1958 erhält folgende Fassung: 
,.die Vorschriften des Bayer. Wassergesetzes 
über Brücken, Stege und Fähren (Art. 59);“

2. Das Fischereigesetz vom 15. August 1908 
wird wie folgt geändert:
Art. 3: „Insoweit nicht auf besonderen
Rechtsverhältnissen beruhende Rechte drit­
ter Personen bestehen, ist der Eigentümer 
des Gewässers fischereiberechtigt. Die Fi­
schereiberechtigung des Freistaates Bayern 
in den bisherigen, nicht in seinem Eigentum 
stehenden öffentlichen Gewässern bleibt un­
berührt.“
Art. 80 Abs. 1: Die Worte „bei Privatgewäs­
sern nach Anhörung“ entfallen.

3. Art. 1 Abs. 4 des Gesetzes, die Abmarkung 
der Grundstücke betreffend, vom 30. Juni 
1900 in der Fassung des Art. 78 Abs. 2 des 
Straßen- und Wegegesetzes vom 11. Juli 1958 
wird durch folgenden Satz 2 ergänzt:
„Sie entfällt auch, wenn die Uferlinie nach 
Art. 12 Abs. 2 des Wassergesetzes festgesetzt 
werden kann.“

4. Das Berggesetz vom 13. August 1910 wird 
wie folgt geändert:
Art. 203 wird durch folgenden Satz 2 er­
gänzt: „Die Vorschriften des Wasserhaus­
haltsgesetzes und des Wassergesetzes blei­
ben unberührt.“
Die Art. 204 und 205 werden aufgehoben.

5. In Art. 59 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 9. Juni 
1899 entfallen die Worte:
„oder eines öffentlichen Gewässers“ und die 
Worte: „oder des Gewässers“.
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Art. 103
Außer Kraft tretende Vorschriften

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
das Wassergesetz vom 23. März 1907, 
die Vollzugsverordnung zum Wassergesetz vom 1. De­

zember 1907,
die Vollzugsbekanntmachung zum Wassergesetz vom 

3. Dezember 1907 und
das Übergangsgesetz zur Ausführung des Wasser­

haushaltsgesetzes vom 22. Februar 1960 
außer Kraft, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist.

6. Art. 13 des Landesstraf- und Verordnungs­
gesetzes erhält folgende Fassung:

„öffentliche Reinlichkeit und Ruhe

(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Reinlichkeit, Gesundheit oder Ruhe können 
die Gemeinden und die Landkreise Verord­
nungen erlassen über
1. die Reinhaltung und Reinigung der öffent­

lichen Wege, Straßen, Plätze und Anlagen,

2. die Abfuhr, das Abladen und die Lage­
rung von Unrat, Bauschutt, Schrott, Schnee 
oder Eis,

3. das Halten von Haustieren in Ställen,

4. die zeitliche Beschränkung ruhestörender 
Hausarbeiten.

(2) Wer einer auf Grund des Abs. 1 erlas­
senen Verordnung zuwiderhandelt, wird mit 
Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deutsche 
Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
bestraft“

Art. 104 
Inkrafttreten

Die Art. 96 und 99 treten rückwirkend am 1. März 
1960 in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
1. Januar 1963 in Kraft.

München, den 26. Juli 1962

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d
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Verzeichnis der Gewässer erster Ordnung Anlage

Lfd.
Nr. Gewässer Anfangspunkt Endpunkt Länge in 

km
Bemer­
kung

1 Altmühl Einmündung des Großen Aurachbachs Mündung in die Donau 191,7
2 Alz Ausfluß aus dem Chiemsee Mündung in den Inn 63,0
3 Ammer Einmündung der Halbammer Mündung 

in den Ammersee
54,1

4 Amper Ausfluß aus dem Ammersee Mündung in die Isar 100,0
5 Donau Landesgrenze gegen Baden-Württemberg Landesgrenze 

gegen Österreich
386,7

6 Iller Zusammenfluß der Breitach und Trettach Mündung 
in die Donau

147,0

7 Ilz Einmündung der Wolfsteiner Ohe Mündung 
in die Donau

22,3

8 Inn Landesgrenze gegen Österreich 
bei Kiefersfelden

Mündung 
in die Donau

217,6

9 Isar Landesgrenze gegen Österreich Mündung 
in die Donau

263,3

10 Lech Landesgrenze gegen Österreich Mündung 
in die Donau

167,5 einschl.
Forggen-

11 Loisach Landesgrenze gegen Österreich Mündung in die Isar 100,3 see
12 Main Zusammenfluß des Roten Main 

und des Weißen Main
Landesgrenze 
gegen Hessen

406,6

13 Naab Zusammenfluß der Waldnaab 
und der Haidenaab

Mündung 
in die Donau

98,3

14 Regen Zusammenfluß des Schwarzen Regen 
und des Weißen Regen

Mündung 
in die Donau

107,4

15 Regnitz Zusammenfluß der Pegnitz und der Rednitz Mündung in den Main 63,7
16 Rodach Einmündung der Wilden Rodach Mündung in den Main 31,3
17 Saalach Landesgrenze gegen Österreich bei Melleck Mündung 

in die Salzach
32,8

18 Salzach Landesgrenze gegen Österreich 
bei der Saalachmündung

Mündung in den Inn 59,3

19' Schwarzer
Regen

Zusammenfluß des Großen Regen 
und des Kleinen Regen

Zusammenfluß des 
Schwarzen Regen und 
des Weißen Regen

60,0

20 Tiroler
Achen

Landesgrenze gegen Österreich Mündung 
in den Chiemsee

24,1

21 Traun Zusammenfluß der Weißen Traun und der 
Roten Traun

Mündung in die Alz 28,8

22 Wertach Einmündung der Wertacher Starzlach

Seen:

Mündung in den Lech

Summe:

129,3

2755,1

Fläche in 
qkm

23 Ammersee ____ ____ 47,3 bayer.
Anteil24 Bodensee •— ____

25 Chiemsee — — 82,2
26 Kochelsee — — 5,95
27 Starnber­

ger See
— — 57,2
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